
ADF Wadenbeißer
Eine Publikation der Arbeitsgemeinschaft Demokratischer Fachschaftsmitglieder (ADF)

N r. 8 3  –  1 4 . 1 2 . 2 0 0 9

IS
SN

 1
86

2–
18

64

Aus dem Inhalt

Lehre an der Univer-
sität Göttingen		
	 Seite 3
Failing Bolonga	
	 Seite 5
Ein Jahr Vertigo –
Eine Bilanz	
	 Seite 6
Zweigeteilte Urab-
stimmung im Januar
	 Seite 8

Liebe Kommilitoninnen und Kommilitonen,
zurzeit stehen die drei großen B’s im Raum: Bildung, BAföG und Bologna. Sie stehen nicht nur so 
im Raum, sondern sie sind untereinander auch noch verknüpft und bedingen, mehr oder weniger, 
einander. Wer Bildung und damit eingeschlossen einen Hochschulabschluss möchte, kommt um 
Bologna nicht mehr herum. Bologna ist mittlerweile überall in den Hochschulstandorten zu sehen 
und zu spüren. Auch bei uns. Wer sich Bologna und Bildung leisten möchte, ist meistens auf Finan-
zierungsmittel, wie zum Beispiel das BAföG angewiesen. Die Erhöhung soll bald kommen, doch bis 
dahin soll ein anderes Finanzierungsmodell umgesetzt werden. Die Bundesregierung präsentiert: 
Das Pinkwart-Modell. In den Hauptrollen: Schavan (CDU) und Pinkwart (FDP). 
Viel Spaß beim Lesen wünscht euch	 Julian Brommer

E d i t o r i a l

300 Euro für Reiche statt 
C h a n c e n gle   i c h h e i t ? !
P i n k W a r t - M o d ell    m a c h t  gle   i c h e s  " gle   i c h e r "

von Susanne Peter

Fortsetzung auf Seite 2

Nein. Ja. Vielleicht. Oder doch 
ja?! So verhält sich zurzeit Bun-
desbildungsministerin Schavan 
zum Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG). Anfang 
November dementierte sie eine 
Erhöhung des BAföG: Es gäbe 
keine Pläne, Fördersätze und 
Freibeträge in der staatlichen 
Studienfinanzierung des BAföG 
anzuheben, so die CDU-Politike-
rin im „Handelsblatt“. Doch zwei 
Wochen später ließ sie Folgendes 
verlauten: „Ich halte das für richtig 
und werde es den Ländern und 
dem Kabinett vorschlagen.“ So zi-
tierte sie „Spiegel-Online“ am 17. 
November. Gerade einmal zwei 
Tage später, am 19. November, 
lassen Medienberichte verlauten, 
dass eine BAföG-Erhöhung für das 
Jahr 2010 nicht vorgesehen sei. 
Schavans Schritt, die Leistungen 
des BAföG zu erhöhen, sei nur 
als eine Absichtserklärung für die 
gesamte vierjährige Legislaturpe-
riode der neuen schwarz-gelben 
Regierung zu verstehen. Nur einen 
Tag später berichtet „Spiegel-On-
line“, am 20. November, dass die 

Bundesregierung das BAföG zum 
1. Oktober 2010 erhöhen will.

Politischer Erpressungsver-
such?

Doch hinter dieser Kehrtwende 
steckt ein taktisches Druckmittel. 
Die BAföG-Erhöhung gibt es nur, 
wenn auch dem neuen Stipen-
dienmodell, auch als „Pinkwart-
Modell“ bekannt, von den Bun-
desländern zugestimmt wird. Dies 

ist wohl eine Form von politischer 
Erpressung. Denn damit soll der 
Widerstand SPD- geführter Länder 
gebrochen werden, die dieses von 
der schwarz-gelben Bundesregie-
rung favorisierte Stipendienmodell 
vehement ablehnen.

Das Stipendienmodell

Das „Pinkwart-Modell“ sieht wie 
folgt aus: Es sollen Stipendien 
nach Leistung vergeben werden. 
Jeder Stipendiat würde 300 Euro 
bekommen – unabhängig vom 
Einkommen der Eltern und des 
BAföG-Bezuges. 150 Euro sollen 
von Land und Bund kommen, 
die andere Hälfte soll von der 
Wirtschaft eingeworben werden. 
Für die Einwerbung sind dann 
die einzelnen Hochschulen ver-
antwortlich. Insgesamt soll der 
Prozentsatz der Stipendiaten von 
derzeitig 2 % auf 10 % angehoben 
werden. Dies bedeutet, dass in der 
Endphase gute 360 Mio. Euro 
vom Staat aufgebracht werden 
müssten, die sich nach Vorstel-
lungen der Bundesregierung Bund 
und Länder teilen.

Missglückter Start

Wie „gut“ dieses Modell funkti-
oniert, beweist uns Nordrhein-
Westfalen(NRW)-Zukunftsminister 
Andreas Pinkwart (FDP). Er führte 
dieses Jahr das Modell in NRW 
ein. Allein die Ruhr-Universität 
Bochum hat bis jetzt sage und 
schreibe 120 Stipendien zusam-
men. Wenn 10 % der Studieren-
den von diesen Stipendien profi-
tieren sollen, dann muss sich die 
Universität aber gewaltig ins Zeug 
legen: Es wären 3.000 Stipendien 
fällig, und das alleine in Bochum. 
In ganz NRW werden zurzeit 1.400 
Stipendien vergeben. Das macht 
0,3 % der gut 470.000 Studie-
renden aus, die ein Stipendium 
erhalten. Ein geglückter Start sieht 
ganz anders aus.

Wer hat, dem wird gegeben

Seit fast zwei Jahren fordert Pink-
wart sein nationales Modell, 
welches nun auch Eingang in den 
schwarz-gelben Koalitionsvertrag 
gefunden hat. Jedoch befürchten 

Uni Aktiv Mitgestalten – Unterstützt Göttingens größte hochschulpolitische Gruppe
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Fortsetzung von Seite 1:
SPD, Linke und Gewerkschaften 
einen elitären Ansatz: Stipendien 
bekommen nur die Wenigsten. 
Hauptsächlich kommt es jungen 
Menschen zu gute, die ohnehin 
schon dem Bildungsbürgertum 
entstammen.
Dies belegt auch die im Mai ver-
öffentlichte Studie des Hochschul 
Informations Systems (HIS) zur so-
zialen Herkunft von Studierenden 
in der Begabtenförderung. Kurz 
auf den Punkt gebracht: Wer hat, 
dem wird gegeben. Dies gilt leider 
auch für Stipendien.
Insgesamt werden 20.000 Studie-

rende und Doktoranten von den 
elf großen Begabtenförderungs-
werken gefördert. Von diesen 
Stipendiaten entstammen zwei 
Drittel aus einem akademischen 
Elternhaus, so die HIS-Forscher. 
Demnach gehört jeder zweite 
Geförderte der Bildungsklasse 
„hoch“ an. Nur jeder fünfte kommt 
aus der Gruppe „gehoben“ bzw. 
„mittel“. Das heißt, nur jeder zehn-
te Geförderte entstammt aus der 
Bildungsklasse „niedrig“.

Ene, mene, muh und raus bist 
du!

Doch wer soll diese Stipendien 
ü b e r h a u p t 
v e r geben? 
D ie  Hoch-
schulen na-
türlich. Doch 
diese sind in 
keiner Weise 
dafür geeig-
net. Sie ha-
ben weder 
d ie Qual i -
f i ka t ionen, 
noch die Er-
fahrungen, 

geschweige denn Auswahlkrite-
rien. Doch, es gibt Auswahlkrite-
rien, die aber sehr subjektiv sind. 
Es kann davon ausgegangen 
werden, dass die Studierenden 
profitieren werden, die den je-
weiligen Professor kennen, der 
gerade in dieser Kommission sitzt. 
Also geschieht die Vergabe nach 
„gut dünken“. Falls Studierende 
bei der Vergabe mitwirken dürfen, 
möchte man nur ungern in ihrer 
Haut stecken. Damit steigt wie-
der die Wahrscheinlichkeit, dass 
Studierende aus akademischen 
Bildungsklassen wieder verstärkt 
gefördert werden. Doch nicht nur 
das, sondern das auch Menschen 
gefördert werden, die auch noch 
aus reichen Elternhäusern stam-
men. Die also finanziell gesehen 
nicht auf das Geld angewiesen 
sind.
Selbst der Koalitionsvertrag fordert, 
dass die Begabtenförderungswerke 
sich bislang unterrepräsentierten 
Gruppen stärker öffnen und sie bei 
ihrem Engagement unterstützen. 
Die „Hans-Böckler-Stiftung“ erfüllt 
dies jetzt schon mit am Besten von 
den Förderungswerken.

Die Bundesregierung fordert zu-
recht diese Unterstützung, aber 
selber daran halten möchte sie 
sich nicht.

Raus bist du noch lange 
nicht…

Da wir nun festgestellt haben, 
dass Hochschulen nicht für die 
Vergabe von Stipendien geeignet 
sind, sollte man sich nun die Frage 
stellen: Wer dann? 
Wir halten die Begabtenförde-
rungswerke an dieser Stelle am 
geeignetesten. Diese haben schon 
Jahrzehnte lange Erfahrungen und 
haben auch Auswahlkriterien. Die 
Auswahlkriterien werden grob vom 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) vorge-
geben. Die „engeren“ Kriterien 
werden von jedem Begabtenförde-
rungswerk selber festgelegt. 
Wenn Studierende aus unteren 
Bildungsklassen gefördert werden 
sollen, dann doch bitte gerecht! 
Besser wäre es natürlich, wenn 
die Freibeträge und der Satz des 
BAföG angehoben werden würde. 
Doch darauf können wir wohl 
noch lange warten.

Zivilcourage: Ein Muss an der Universität
Studierendenparlament verurteilt Angriff auf junge Frau

von Julian Brommer
Am Nachmittag des 14. Novem-
ber wurde auf dem Uni-Parkplatz 
eine deutsche Studentin syrischer 
Herkunft von vier jungen Männern 
beschimpft, angepöbelt und tät-
lich angegangen. Nach Auskunft 
der Göttinger Polizei wurde sie zu 
Boden gestoßen, wo sie mehrfach 

mit dem Fuß in den Rücken getre-
ten wurde. Zudem beleidigten die 
Unbekannten die mit einem Kopf-
tuch bekleidete junge Frau durch 
auf ihre Herkunft und Kleidung 
abzielende ausländerfeindliche 
Äußerungen.
Um unserem Entsetzen über 

diesen traurigen Übergriff Aus-
druck zu verleihen, haben wir 
uns entschlossen, einen An-
trag ins Studienrendenparlament 
(StuPa)einzubringen. In diesem 
fordern wir alle Studierenden 
auf, Zivilcourage zu zeigen und 
sich einzumischen. Nicht nur an 
unserer Universität dürfen wir 
rechtsradikale, fremdenfeindliche, 
antisemitische, islamophobe und 
antidemokratische Bestrebungen 
und Einstellungen nicht dulden 
und müssen entschieden gegen 
sie vorgehen. 

StuPa beschliesst einstimmig

So heißt es in dem vom StuPa 
einstimmig beschlossenen An-
trag: „Die Göttinger Studieren-
denschaft verurteilt den auslän-
derfeindlichen Übergriff auf eine 
Göttinger Studierende am 14. 
November aufs Schärfste. [...] Wir 
treten ein für ein demokratisches 
Miteinander, für Weltoffenheit, 
Toleranz und gegenseitigen Re-
spekt. [...] Wir fordern dazu auf 

nicht zuzusehen, wenn Unrecht 
geschieht, sondern Zivilcourage 
zu zeigen und denjenigen, die wi-
der die Menschenwürde handeln, 
entschieden entgegenzutreten. 
Wir müssen aus der Vergangen-
heit lernen und spüren eine tiefe 
Verantwortung gegenüber den 
Opfern des Nationalsozialismus 
–  im besonderen Maße aufgrund 
der Taten damaliger Studierender 
unserer Universität. Wir Studieren-
de treten offensiv für ein gleichbe-
rechtigtes und friedliches Zusam-
menleben aller Menschen ein. Wir 
setzen uns für die Förderung eines 
internationalen Hochschulklimas 
und der verschiedenen Kulturen 
an unserer Universität ein.“

Selbst aktiv werden

Wichtig ist und bleibt aber, das 
jeder einzelne sowohl den An-
fängen wie z.B. rassistischen 
Bemerkungen im Freundeskreis 
als auch solche Übergriffen aktiv 
widerspricht und sie nicht ver-
harmlost.

Der Wadenbeißer im Netz

Wadenbeisser-Archiv im Internet

Immer wieder werden wir gefragt, 
wo man auch ältere Ausgaben des 
Wadenbeißers bekommen kann, da 
wir uns in unseren Artikeln des Öfteren 
auf frühere Ausgaben beziehen. Die 
Antwort ist einfach: Seit mittlerweile 
sieben Jahren stellen wir zeitgleich mit 
Beginn der Verteilung der gedruckten 
Ausgabe den Wadenbeißer in elektro-
nischer Form auf unserer Webseite 

www.wadenbeisser-online.de
zum Download bereit. 
Im Wadenbeißer-Archiv liegen alle Ausgaben, die seit Oktober 
2000 erschienen sind (ab Nr. 25), im pdf-Format.
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Liebe Studierende,
der Sommer ist da! Die Temperaturen steigen und die Klausuren stehen vor der Tür. Für uns geht 
nun ein Sommersemester wieder zu Ende. Sicherlich befindet auch ihr euch mitten in Klausuren oder 
Lernstress gegen Ende des Semesters und eure Köpfe versinken unter dem Haufen von Büchern und 
Vorlesungsmaterialien, die es „noch schnell zu lesen gilt“. Dennoch möchten wir Euch auf die aktuellen 
Ereignisse in der Universität hinweisen. Nachdem wir in unserer letzten Ausgabe auf den Skandal des 
Forschungsbereiches 552 aufmerksam gemacht haben, hat sich bedauerlicherweise ein neuer ereignet. 
Grund genug für uns, euch darüber zu berichten. Daneben widmen wir uns dem Bildungsstreik des 
vergangenen Monats, Neuerungen innerhalb der Universität und den Lohnerhöhungen der HiWis und 
vielem mehr. Maximilian von Boeselager

E d i t o r i a l

m I T B e S T I m m u n G  v e r -
KommT zur mAKuLATur
unI-PräSIDenT KünDIGT GemeInScHAfTLIcHe
v e r G A B e  v o n  S T u D I e n G e B ü H r e n A u f

Fortsetzung auf Seite 2

t e r ten 
zentralen Studienkommission 

(zKLS-plus), welche für die Ver-
wendung zuständig ist, von der 
ADF gestellt. Auch wenn wir nicht 
immer einer Meinung mit dem 
Präsidium waren, so konnten 
doch Kompromisse gefunden 
werden, die für beide Seiten ein 
gutes Ergebnis geliefert haben. 
Diese Vorgehensweise wurde 

Anfang 2008 stritten die 
erweiterte zentrale Studienkom-
mission (zKLS-plus) als zuständige 
Kommission für die Verwendung 
der Studiengebühren und das 
Präsidium über die Finanzierung 
der digitalen Inventarisierung, 
Buchbearbeitung und Diebstahl-
sicherung mehrerer kleinerer Bi-
bliotheken in der Philosophischen 
Fakultät, die nach dem Neubau 
des Kulturwissenschaftlichen Zen-

den Studierenden finanzie-
ren lassen. Für das Sommerse-
mester 2008 konnten sich die 
zKLS-plus und das Präsidium 
schnell auf einen Kompromiss 
bezüglich der Finanzen einigen. 
Im Juli 2008 sollte dann eine 
Entscheidung für die restliche 
Laufzeit des Projekts von vor-
aussichtlich sechs Semestern 
gefällt werden. Nach Ansicht 
des Präsidiums könne die Hälfte 
der noch zu erwartenden Kosten 

vor, an dessen Ende das Präsidium 
eine Entscheidung treffen muss. 

Kommission erarbeitet

Kompromiss

Die Kommission erarbeitete einen 
Kompromiss: 1/3 der Gesamt-
kosten sollte aus Studienge-

In Niedersachsen rühmt sich der 
Präsident der Georg-August-Uni-
versität, Prof. Dr. Kurt von Figura, 
gern mit dem vorbildlichen 
Vergabeverfahren für Studien-
gebühren. Die ADF hat – trotz 
ihrer grundsätzlichen Ablehnung 
von Studiengebühren – immer an 
einer möglichst sinnvollen und 
studierendenfreundlichen Ver-
wendung der Studiengebühren 
mitgewirkt. In den vergangenen 
drei Jahren wurde sowohl der 
Vorsitz als auch seine Stellver-
tretung in der erwei-

nun durch den Uni-Präsidenten 
von Figura mit zweifelhaften Me-
thoden einseitig aufgekündigt. 
Das nehmen wir nicht hin! Die 
ADF fordert den Präsidenten auf, 
sich öffentlich zu entschuldigen, 
um wieder eine Vertrauensbasis 
für die gemeinsame Zusammen-
arbeit zu schaffen.

bibliotheKs- inventarisie-
rung aus studiengebühren

Bereits seit 

trums (KWZ) in dieses umziehen 
sollen. Die Streitfrage: Gehört die 
Bereitstellung einer zeitgemäßen 
Bibliotheksinfrastruktur nicht zum 
Grundangebot einer Universität? 
Wir denken schon! Während 
alle anderen Fakultäten in den 
vergangenen Jahren ohne Stu-
diengebühren ihre Bibliotheken 
modernisiert hatten, wollte die 
Philosophische Fakultät mit Hilfe 
des Präsidiums diese Aufgabe 
maßgeblich von 

von ca. 1,1 Millionen Euro auf 
die Schultern der Studierenden 
geladen werden. Deutlich zu 
viel, war die einhellige Meinung 
der Kommission. Für solche Fälle 
sieht das Verfahren einen kurzen 
und schnellen Einigungsprozess 
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für eine solche Professur festge-
schrieben werden. Im Gegensatz 
zur Finanzierung durch For-
schungsdrittmittel, bei denen die 
Lehre regelmäßig auf null gesetzt 
wird, wollen wir dabei nur eine 
Steigerung der Lehre um 50%, 
was einer Halbierung der For-
schungstätigkeit entspricht. Denn 
eine gute Lehre benötigt immer 
auch einen gewissen Bezug zu 
aktueller Forschung, hierfür er-
achten wir einen Arbeitszeitanteil 
von ca. 25% für angemessen. 
Dies entspricht auch den ge-
setzlichen Vorgaben, die LVVO 
sieht für „Professorinnen [..], die 
nach der Funktionsbeschreibung 
ihrer Stellen überwiegend lehren 
sollen“ eine Lehrverpflichtung 
von bis zu 12 Stunden die Wo-
che vor. 
Die Zustimmung des Senats zu 
dieser Professur sollte demnach 
eigentlich eine Selbstverständ-
lichkeit sein. Doch leider regt 
sich in Reihen der Professoren 
Widerstand gegen den Vor-
schlag. Eine Verpflichtung zu 12 
Stunden Lehre pro Vorlesungs-
woche sei „unzumutbar“, eine 
solche Professur sei „minderwer-
tig“ und es würden „Professoren 
2. Klasse“ entstehen. 

Welchen Stellenwert hat die 
Lehre?

Während eine Reduktion der 
Lehrverpflichtung bei gleichzei-
tiger Erhöhung der Forschungs-
tätigkeit bei einer Finanzie-
rung aus Forschungsdrittmitteln 
selbstverständlich scheint, wird 
eine Erhöhung der Lehrtätig-
keit bei Reduzierung der For-
schungsverpflichtung bei einer 
Studiengebührenfinanzierung 
von vielen Professoren kate-
gorisch abgelehnt. Dabei geht 
es gar nicht um die jeweils 
eigene Stelle – hier könnte man 
es ja noch verstehen, wenn 
eine nachträgliche Änderung 
der Tätigkeitsbeschreibung ab-
gelehnt wird. Vielmehr wird 
grundsätzlich die Neuschaffung 
einer solchen Professur in Frage 
gestellt. Fraglich ist dementge-
gen für uns, welchen Stellenwert 
die Lehre für unsere Professoren 

Vordergründig steht auf der 
Tagesordnung des Senats diese 
Woche Mittwoch nur die Ent-
scheidung über die Finanzierung 
einer Professur in der Fachdidak-
tik des Faches Deutsch. Doch 
verbunden mit dieser Entschei-
dung wird eine viel wichtigere 
Aussage getroffen: ist die Lehre 
an der Universität für Profes-
soren (und natürlich auch wis-
senschaftliche Mitarbeiter) eine 
wichtige und ehrenvolle Aufgabe 
oder nur ein lästiges Anhängsel 
ihrer Professorentätigkeit, der 
nur aufgrund der gesetzlichen 
Verpflichtung nachgegangen 
wird?
Grundsätzlich gilt an Univer-
sitäten das Prinzip der Einheit 
von Forschung und Lehre. So 
gehören – neben Verwaltungs-
tätigkeiten – sowohl Forschung 
als auch Lehre zu den Dienst-
pflichten eines Professors. Da-
bei sollen beide Aufgaben in 
ungefähr gleichem zeitlichen 
Umfang erfüllt werden. Auf-
grund dessen ist in der Lehrver-
pflichtungsverordnung (LVVO) 
des Landes Niedersachsen ein 
Deputat von acht Stunden Leh-
re pro Vorlesungswoche (bei 
28 Wochen Vorlesungszeit im 
Jahr) vorgesehen. Hinzu kommt 
selbstverständlich auch die Ab-
nahme von Prüfungen und die 
Beratung und Betreuung der 
Studierenden. Bei Juniorprofes-
suren, die sich in den max. sechs 
Jahren ihrer Beschäftigung vor 
allem weiterqualifizieren sollen, 
ist das Deputat auf vier Stunden 
Lehre pro Woche reduziert. Im 
Vergleich dazu müssen Lektoren, 
die ausschließlich für die Lehre 
angestellt werden, bis zu 18 
Stunden pro Woche Lehrveran-
staltungen abhalten.

Stellen aus Forschungsmitteln 
müssen nicht lehren

Regelmäßige Abweichungen von 
den üblichen Lehrverpflichtun-
gen gibt es bei Stellen, die aus 
Drittmitteln finanziert werden. So 
verlangen die meisten Geldge-
ber (wie z.B. die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG)), 
die auf die Finanzierung von 

Forschungsprojekten fixiert sind, 
dass die Personen, die aus ihren 
Geldern finanziert werden, sich 
ausschließlich um die jeweiligen 
Forschungsprojekte kümmern 
sollen und ihr Deputat auf null 
reduziert werden muss. Im Rah-
men der Exzellenzinitiative wurde 
eine ganze Reihe von Professu-
ren mit verringertem Lehrdeputat 
geschaffen. Die Zustimmung zu 
einer solchen Verschiebung der 
Professorentätigkeit weg von der 
Lehre hin zu mehr Forschung ist 
vom Senat selbstverständlich 
erteilt worden. Schließlich sind 
diese Stellen durch Drittmittel 
finanziert, sodass der Geldgeber 
selbstverständlich solche Vorga-
ben machen darf.

Studierende schlagen Lehr-
professur aus Studienge-
bühren vor

Doch wie sieht es mit der an-
deren Richtung aus? Seit im-
merhin gut drei Jahren gibt es 
in Niedersachsen allgemei-
ne Studiengebühren, die nach 
Aussage der Landesregierung 
ausschließlich der Verbesserung 
der Lehre dienen soll. Die da-
durch zur Verfügung stehenden 
Geldsummen werden dabei 
auch immer gerne als „Drittmittel 
für die Lehre“ bezeichnet. Die 
Neueinrichtung von Professuren 
aus Studiengebühren hat es an 
der Universität Göttingen bisher 
nicht gegeben. Doch diese Wo-
che Mittwoch steht im Senat die 
erste Einrichtung einer Professur 
für die Fachdidaktik Deutsch auf 
der Tagesordnung. Die zentrale 
Kommission zur Vergabe der Stu-
diengebühren (zKLS-plus) hat auf 
Vorschlag der Philosophischen 
Fakultät die Einrichtung einer 
solchen Professur empfohlen. 
Für die gesamte Kommission, 
insbesondere jedoch die stu-
dentischen Vertreter der ADF, ist 
für die Zustimmung zur Finan-
zierung aus Studiengebühren 
eine Sache ganz wichtig: eine 
solche Professur soll vor allem für 
zusätzliche Lehre zur Verfügung 
stehen. Deshalb soll aus unserer 
Sicht eine Lehrverpflichtung von 
12 Stunden Lehre pro Woche 

hat. Wenn eine Stelle mit mehr 
Forschung und weniger Lehre 
als sinnvoll angesehen, eine 
Professur mit mehr Lehre und 
weniger Forschung jedoch als 
„minderwertig“ angesehen wird, 
spricht dies nicht gerade für ein 
hohes Ansehen der Lehrtätigkeit 
sondern vielmehr dafür, dass 
die Lehre von vielen Professo-
ren als notwendiges Übel einer 
Professur angesehen wird. Die 
Behauptung einiger, es würden 
sich für eine solche Professur 
keine Bewerber finden lassen, 
kann dabei nur als scheinheilig 
bezeichnet werden. Solange 
noch nie eine solche Professur 
ausgeschrieben wurde, kann 
keine seriöse Aussage über eine 
mögliche Bewerberlage getrof-
fen werden.

Senat entscheidet diesen 
Mittwoch

Die Entscheidung über die Ein-
richtung der Fachdidaktik-Pro-
fessur diese Woche Mittwoch ist 
deshalb – neben der eigentli-
chen Finanzierung, die von nie-
manden angezweifelt wird – vor 
allem eine Aussage über die 
Wertigkeit der Lehre an unserer 
Universität. Eine Zustimmung zu 
dieser Professur würde dabei die 
Anerkennung der Gleichwertig-
keit von Forschung und Lehre 
bedeuten. Eine Ablehnung wie-
derum wäre eine klare Aussage 
der Professorenschaft im Senat 
gegen die Gleichwertigkeit der 
Lehre und würde sie als lästi-
ges Anhängsel einer Professur 
abstempeln. Hoffen wir, dass es 
nicht dazu kommt.
Für die ADF ist eines eindeutig: 
wenn der Senat ein Deputat von 
12 Lehrveranstaltungsstunden 
pro Vorlesungswoche ablehnt, 
werden wir der Schaffung von 
Professoren aus Studiengebüh-
ren nicht zustimmen. Bei einem 
Erfolg dieses Pilotprojektes wie-
derum können wir uns gut vor-
stellen, in begrenztem Umfang 
auch in anderen Fächern ein 
zusätzliches Angebot in The-
mengebieten zu schaffen, die 
von uns Studierenden besonders 
gewünscht werden.

Lehre an der Universität: Wertvolle Tätigkeit 
oder lästiges Anhängsel einer Professur?
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U n i v e r s i t ä t s r e d e  a b g e b r o c h e n
Autonome verhindern Prof. Dr. Jutta Limbachs Rede

von Stephanie Jabs
Es ist diese Zeit des Umbruchs, 
der Solidarität, der Loyalität. Es 
ist die Zeit, wieder einmal laut 
zu werden, um für eine bessere 
Bildung einzustehen und Studi-
enbedingungen zu verbessern. 
Es ist Zeit, sich nicht alles gefallen 
zu lassen. Wer könnte etwas da-
gegen haben, wenn Studierende 
sich zusammenschließen und 
ihre Ausbildung selbst formen 
wollen?
Sicherlich niemand. Oder doch? 
Nicht erst seit dem Bildungsstreik 
gibt es an unserer Universität, an 
einem Ort der Wissenschaft und 
Meinungspluralität, eine Gruppe 
engagierter Studierender, die 
sich einen gewissen Freiraum 
nimmt. Dass dieser Freiraum 
von einem selbstverwalteten 
Café ausgeweitet wird auf das 
Recht, Veranstaltungen zu stören 
und die Meinungsvielfalt der 
Hochschule zu verhindern, wirft 
ein fragwürdiges Licht auf unsere 
Universität. Wie kann es sein, 
dass die Rede von Prof. Dr. Jutta 
Limbach niedergeschrien wird, 
obwohl Studierende sich offen 
dazu bekennen, ihr zuzuhören zu 
wollen? Wie kann es sein, dass 
von Studierenden organisierte 
Veranstaltungen mit kritischen 

Themen wie dem Einsatz der 
Bundeswehr oder dem Linksradi-
kalismus massiv gestört und zum 
Abbruch gebracht werden? Wie 
kann es sein, dass Studierende 
anderen Studierenden mit Gewalt 
drohen, nur weil sie Referenten 
eingeladen haben, die einer 
kleinen Gruppe von Autonomen 
nicht passt? Wie kann es sein, 
dass sich das Gros der Enga-
gierten im Bildungsstreik nicht 
von der Teilgruppe der Radikalen 
distanziert und sich stattdessen 
auf dem Argument der Basis-
demokratie ausruht? Vielleicht 
gibt es ja doch den einen oder 
anderen, der gegen diese Form 
des Protestes ist.
So schließen sich an manch 
einer Fakultät hochschulpoli-
tische Gruppen zusammen, um 
gemeinsam Stellung zu beziehen 
gegen diese Art des Aufstandes. 
Auch Professoren haben das Prä-
sidium bereits dazu aufgefordert, 
einzuschreiten und die Situation 
zu entschärfen. Die bisherige 
Reaktion stellt sich allerdings als 
unbefriedigend für diejenigen 
dar, die etwas ändern wollen. 
Welche Möglichkeit bietet sich 
der Gruppe von Studierenden, 
die sich gegen den Linksradika-

lismus positionieren, wenn deren 
Vertreter jegliche Kommunikation 
ablehnen?  Sicherlich sind Stel-
lungnahmen in Fachschaftspar-
lamenten und das Aufklären der 
Öffentlichkeit gute Wege, zumin-
dest ein Problembewusstsein unter 
der uniweiten Studierendenschaft 
zu schaffen. Dennoch müsste die 
Universitätsleitung gewährleisten, 
dass Veranstaltungen stattfinden 
können und die Androhung von 
Gewalt beendet wird. Es kann 
nicht sein, dass Mitglieder des 
AStA das Verfügungsgebäude 
nicht mehr betreten können, ohne 
angegangen zu werden, wenn 
auch „nur“ verbal oder dass sie 
angespuckt werden. Ein jeder von 
uns hat doch die Möglichkeit, sei-
ne hochschulpolitische Vertretung 
zu wählen – und das jedes Jahr 
wieder. An dieser Stelle also die 
Aufforderung: geht im Januar zur 
Wahl und nutzt die Gelegenheit, 
euch ein Bild über die Leute zu 
machen, die sich anbieten, eure 
Interessen zu vertreten!  
Eine weitere Frage drängt sich 
auf: Woher nimmt sich die kleine 
Gruppe der Autonomen das 
Recht, angeblich für 24.000 
Studierenden zu sprechen, wenn 
sie die Rede Limbachs stören? Für 

uns haben diese Menschen nicht 
gesprochen und auch nicht für 
diejenigen, die im Hörsaal nach 
einer Aufforderung aufgestanden 
sind, um zu signalisieren, dass die 
Veranstaltung fortgesetzt werden 
soll. Ganz sicher sprechen die 
Autonomen auch nicht für die 
Gesamtheit der am Bildungs-
streik Beteiligten. Diese Gruppe 
muss sich zuschreiben lassen, 
den Streik in Göttingen in ein 
negatives Licht gerückt zu haben, 
indem sie die Protestwelle für 
ihre Profilierung nutzen. Es wäre 
sinnvoll für die Streikenden, sich 
von der Basisdemokratie zu lösen 
und Elemente der repräsentativen 
Demokratie einzuführen, damit 
eine Hand weiß, was die andere 
gerade tut und einen gewaltfreien 
Protest zu garantieren. Ziel sollte 
es doch sein, möglichst viele 
Studierenden dazu zu bewegen, 
sich ebenfalls für eine bessere 
Bildung einzusetzen, um effektiv 
handeln zu können. Wenn unter-
einander jedoch Uneinigkeit und 
Intoleranz gegenüber weniger 
radikal Denkenden besteht, dann 
ist unsere Universität kein Ort der 
Bildung und Meinungsvielfalt, des 
Diskurses und der Wissenschaft, 
sondern ein Ort der Zwietracht.

Die Studienreform und die Stu-
dienbedingungen sind massiv in 
der Kritik. Doch was muss sich 
konkret ändern? Auch der Präsi-
dent unserer Universität hat dies 
nun erkannt und sagt in seinem 
aktuellen "Brief des Präsidenten", 
es gebe in vielen Bereichen deut-
lichen Nachsteuerungsbedarf, 
um die Studienbedingungen zu 
verbessern.
Damit greift er auch die Forde-
rungen der ADF auf, welche schon 
länger konkrete Nachbesserungen 
bei der Reform verlangt. Der  Bo-
longa-Prozess ist hier keinesfalls 
gescheitert, wie es von vielen Dä-
chern gerufen wird. Jedoch ist nur 
die Umsetzung oft mangelhaft.
Nun soll die Verbesserung der 
Studiengänge direkt unter der 
Mithilfe von allen Studierenden 

angegangen werden. Dafür soll 
es noch im laufenden Semester 
Diskussionsveranstaltungen ge-
ben. Dort können sich Studierende 
und Professoren gemeinsam über 
die studiengangsspezifischen 
Probleme austauschen. Die Ergeb-
nisse hieraus werden dann an die 
Studienkommission weitergeleitet, 
welche die  angeregten Punkte 
dann abarbeiten sollte.
Die ersten Veranstal tungen 
zeigten, dass hier über ein weites 
Themenfeld diskutiert wird. Es geht 
von der kleinteiligen Diskussion 
über einzelne (Teil-)Module über 
die Probleme mit der Master-Zu-
lassung oder der Immatrikulation 
zum Sommersemester bis hin zu 
größeren Anliegen, welche über 
die Kompetenz der Universität 
hinausgehen, wie z.B. die Akkredi-

Diskussion einzubringen um die 
existierenden Probleme zu lösen. 
Zu kritisieren ist die teilweise 
unzureichende Bewerbung der 
Veranstaltungen. So war es nicht 
möglich alle Orte und Zeiten auf 
den Internetseiten einzusehen.

tierung und spezielle Regelungen 
im NHG.
Um hier auch zur Verbesserung 
des Studiums selbst beizutragen 
fordern wir  euch auf, an den 
Diskussionsveranstaltungen teil-
zunehmen und euch aktiv in die 

Diskussionsveranstaltung zur Verbesserung des Stu-
diums an vielen Fakultäten: Termine, Hintergründe ...

Fach	 Datum	 Zeit	O rt

Chemie	 Do,	 10.12.09	 14 Uhr	 Hörsaal 2
Agrar	 Do,	 10.12.09	 18 bis 20 Uhr	 ZHG 009
Phil	 Mo,	 14.12.09	 14 bis 16 Uhr	
Sowi	 Di,	 15.12.09	 12 bis 14 Uhr	 ZHG 104
Forst	 Di,	 15.12.09	 16:15 Uhr	 Hörsaal F02
BWL	 Mi,	 16.12.09	 12 bis 14 Uhr	 ZHG 011
Chemie 
2-Fach-BA	 Do,	 17.12.09
Mathe	 Do,	 17.12.09	 14 bis 16 Uhr	
Biologie	 So,	 10.01.10	 	 Quelle: Präsidium

Termine der Diskussionsveranstaltungen 
soweit bisher bekannt und verfügbar:
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Am 19. Juni 1999 unterzeichne-
ten 29 europäische Staaten die 
sogenannte Bologna-Erklärung. 
Das ist nun über 10 Jahre her. 
Die Umsetzung sollte bis 2010 
erfolgen, aber bis zum kom-
menden Jahr ist bei weitem kein 
Abschluss des Prozesses in Sicht. 
Viele Probleme des Bologna-
Prozesses entstanden vor allem 
dadurch, dass das Grundsys-
tem schon fehlerhaft umgesetzt 
wurde. Dies ergibt sich aus 
den weitreichenden Bologna-
Beschlüssen, die nur sehr vage 
formuliert sind. Somit lässt sich 
das Wort „Bologna“ missbrau-
chen und erlaubt Regierungen 
das Wort interessengeleitet zu 
interpretieren und zu gestalten.
Doch was ist eigentlich aus 
den ursprünglichen Zielen des 
Bologna-Prozesses geworden? 
Ist der Bologna-Prozess jetzt 
gescheitert?

Schaffung eines Europäischen 
Hochschulraums

Als zentrales Ziel lässt sich fest-

halten, dass bis 2010 ein Euro-
päischer Hochschulraum (EHR) 
geschaffen werden sollte. Durch 
diesen EHR sollte vor allem 
die Mobilität gefördert, aber 
auch eine Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse geschaffen werden. 
Wie sieht die Realität aus? Die 
vollgepackten Programme las-
sen kaum Freiraum für einen 
Auslandsaufenthalt. Und wenn 
doch einer gemacht wird, gibt 
es häufig Problem mit der Aner-
kennung von Studienleistungen.

Modularisierung und Credit-
System

Ein weiterer Punkt in der Zielset-
zung von Bologna: das Studium 
wird modularisiert, mit dem ECTS 
(European Credit Transfer and 
Accumulation System) wird ein 
System geschaffen, welches die 
erbrachten Leistungen in den Mo-
dulen vergleichbar machen soll. 
Die Credits beschreiben den so 
genannten Workload, dies ist der 
Arbeitsaufwand den ein Studie-
render durchschnittlich aufbringt. 

Ein Credit entspricht demnach 
30 Stunden, pro Semester liegt 
ein Vollzeitstudierender damit bei 
30 Credits pro Semester etwa 
bei einer 40-Stunden-Woche. 
Aufgrund der Semesterferien 
kommt es dann zu einer Häu-
fung der Arbeitsbelastung zur 
Prüfungszeit. Derzeit läuft an 
der Universität ein Pilotprojekt 
an der Biologischen Fakultät zur 
tatsächlichen Messung dieses 
Workloads. Die Umsetzung 
an der gesamten Universität 
ist dringend notwendig, um zu 
überprüfen, ob die vorher in den 
Ordnungen skizzierte Arbeits-
belastung auch mit der Realität 
übereinstimmt. 

Verringerung der Belastung

Um die vorhin erwähnte Arbeits-
belastung in der Prüfungsphase 
zum Prüfungszeitraum zu verrin-
gern ist es auch dringend not-
wendig, den gesamten Komplex 
des Prüfungswesens zu überar-
beiten. Hier geht es von mehr 
unbenoteten Modulen über mehr 
Prüfungstermine bis hin zu ande-
ren Prüfungsformen gibt es hier 
bereits viele Lösungsansätze.

Anwesenheitspflicht – im 
Sinne von Bologna?

Die Umsetzung an den Hoch-
schulen sieht häufig so aus, 
dass auch Anwesenheit in Vor-
lesungen Pflicht sind, da es ja 
hierfür Credits gibt. Diese An-
wesenheitspflicht ist aber nach 
dem Sinn von Bologna falsch, da 
der Bologna-Prozess auch eine 
Lernendenzentrierung vorsieht. 
Das heißt, die Studierenden 
können ihr Wissen so erwerben, 
wie sie es am besten können. 
Das widerspricht einer Anwe-
senheitspflicht in Vorlesungen, 
da viele Studierenden auch 
ohne eine Vorlesung besucht 
zu haben die Kompetenzen 
sehr gut auf anderen Wegen 
erwerben können. Wie sie das so 
genannte „learning outcome“, 
also die vorher festgelegten zu 
erwerbenden Kompetenzen, 
erreichen, bleibt alleine den 
Studierenden überlassen.

Anwesenheitspflicht in Vor-
lesungen abgeschafft

An der Uni Göttingen wurde die 
Anwesenheitspflicht in Vorlesung 
in der allgemeinen Prüfungs-
ordnung, auch aufgrund des 
Mitwirkens der ADF, abgeschafft. 
Dies ist leider noch nicht bei 
jedem Professor angekommen. 
Falls ihr in einer Vorlesung mit 
Anwesenheitspflicht sitzen solltet, 
beschwert euch bitte. Notfalls 
auch direkt beim Präsidium.

Bachelor nicht berufsquali-
fizierend

Einer der Grundzüge sagt aus, 
dass der Bachelor berufsqualifi-
zierend sein soll. Dies ist faktisch 
nicht der Fall, gerade in vielen 
Naturwissenschaften oder in der 
Lehramtsausbildung ist der Ba-
chelor nicht berufsqualifizierend. 
Häufig wurde der Fehler gemacht, 
dass der alte Diplomstudiengang 
praktisch nur umgetopft wurde, 
Bachelor und Master haben dann 
die gleichen Inhalte und Abläufe 
wie das Diplom, nur mit einer 
Unterbrechung zwischendurch. 
Hier muss eine Anpassung der 
gesamten Studiengangsplanung 
erfolgen, um diesen Fehler zu 
beheben. 

Reform nicht gescheitert – 
Nachbesserungen notwendig!

Um auf den Titel zurückzukom-
men kann man sagen, dass die 
Bologna-Reform nicht gescheitert 
ist, es mangelt jedoch stark an 
der Umsetzung. Um diese nach-
träglich zu verbessern arbeitet die 
ADF konstruktiv an den Verbesse-
rungen auf der Universitätsebene 
mit, um so für alle Studierenden 
die Bedingungen zu verbessern 
und so die Bologna-Reform nicht 
scheitern zu lassen. Dazu gehört 
aber auch eine Nachbesserung 
auf allen Ebenen, dazu gehören 
auch die Landesregierungen und 
die Kultusministerkonferenz. Die-
se Verbesserungen müssen aber 
auch immer unter der Mitwirkung 
der Studierenden geschehen, 
damit nicht die gleichen Fehler 
wieder passieren.

Failing Bologna:
Wie man eine Studienreform in den Sand setzt

von Jens Völker
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Knapp daneben ist auch vorbei.
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Veranstaltungen im Vertigo im Wintersemester:
17.12. –	20:00: Tobias Regner feat. Alpha Academy
	 23:30: Erasmus-Party
12.01. –	20:00: Zärtlichkeiten mit Freunden
25.01. –	21:00: Jazz-Lounge mit UniRoyal

Ein Jahr Veranstaltungszentrum:
Eine Bilanz des Vertigo

von Andreas Redeker
Mit der Einrichtung des Veran-
staltungszentrums im letzten Jahr 
waren große Erwartungen an das 
Kulturprogramm des AStA und die 
Möglichkeiten zum Partyfeiern auf 
dem Campus verknüpft.  Immerhin 
hat der Bau des Vertigo insgesamt 
ca. 350.000 Euro gekostet. Eine 
viertel Millionen hat die Universi-
tät aus den Baumittel des Landes 
getragen, um die Räumlichkeiten 
im Untergeschoss des Verfügungs-
gebäudes nach den Vorgaben 
der Brandschutzverordnung her-
zurichten.

Inneneinrichtung aus Eigen-
mitteln des AStA's

Für die Inneneinrichtung hat die 
Studierendenschaft 110.000 Euro 
aus eigenen Mitteln finanziert, 
mit denen die Musik- und Licht-
anlage, die Theke, das Mobiliar 
und die Bühne beschafft wurden. 
Eine solche Investition, die eine 
Studierendenschaft nicht alle Tage 
vornimmt, muss sich natürlich 
auch lohnen.  Schon letztes Jahr 
konnten wir mit der Eröffnung am 
21. November berichten, dass 
das Bauvorhaben plangemäß 
realisiert werden und der AStA 
den finanziellen Rahmen einhalten 
konnte. Nach einem Jahr Betrieb 
des Vertigo wollen wir nun auch 
ein Fazit der Nutzung ziehen:
Das Vertigo ist in erster Linie als 
Veranstaltungsort für Parties kon-
zipiert. Es soll aber auch Klein-
kunstveranstaltungen, Konzerte 
und gesellige Veranstaltungen 
ermöglichen. Ziel der Planung 
war eine einfache Organisation 
und günstige Kosten.

Erasmusparty sehr beliebt

Zunächst kann festgestellt wer-
den, dass sich das Vertigo beim 
Publikum, also insbesondere den 
Studierenden hoher Beliebtheit er-
freut. Die Erasmusparties des AStA 
sind längst als feste Größe etab-
liert. Verschiedene studentische 
Gruppen und Fachschaften haben 

erfolgreich ihre eigenen Feiern im 
Vertigo gestartet. Das Publikum 
ist natürlich überwiegend studen-
tisch. Die Stimmung friedlich. Die 
große Tänzfläche hat noch immer 
die Beine in Schwung gebracht, 
während sich die DJs freuen, mit 
der hochwertigen Anlage für die 
richtigen Beats zu sorgen. Dabei 
bleibt die Luft auch dann erträg-
lich, wenn das Vertigo bis auf den 
letzten Platz gefüllt ist. 
Einige Anfragen für private Feiern 
mussten enttäuscht werden. Denn 
mit 100 Personen oder weniger, 
lässt sich im Vertigo nicht wirklich 
feiern, fast 200 sollten es schon 
sein. Sonst erscheint der Mietpreis 
bisweilen schon mal recht hoch. 
Eine Studentische Gruppe muss 
zum Beispiel  425 Euro zahlen 
inklusive Nebenkosten und Reini-
gung.  Wer aber die 200 Gäste 
zusammen bringt, bekommt seine 
Kosten auch wieder rein. Wenn 
es 300 Besucher werden, kann 
schon ein vierstelliger Gewinn 
übrig bleiben. Und es bleibt noch 
Luft nach oben. Bis zu 500 Gäste 
kann eine Party über den Abend 
verteilt leicht haben. Dabei sind 
die Preise, obwohl sie den Veran-
staltern überlassen sind, immer 
sehr günstig. Selten zahlt man 
mehr als 3 Euro Eintritt. Ein Becks 
gibt’s praktisch immer für 1,50 
Euro. Zusätzlich gibt es meist 
günstige Shots, Longdrinks oder 
andere Angebote.

Pavillions für Raucher

Ein paar kleine Schwächen gab 
und gibt es natürlich noch. Wir 
wollen die nicht verschweigen, 
sondern begreifen sie als Verbes-
serungsbedarf. Dem mangelnden 
Raucherraum haben wir mit der 
Anschaffung von Pavillions bereits 
Abhilfe geschaffen. Noch nicht 
alle Besucher finden ohne Schwie-
rigkeiten den Weg zum Vertigo. 
Insbesondere Gäste, die nicht an 
der Uni studieren oder arbeiten, 
tun sich schon mal schwer. Daher 

wird es in den nächsten Tagen 
eine Beschilderung geben. Zudem 
müssen wir potentiellen Nutzern 
noch deutlicher kommunizieren, 
welche Vorteile ihnen das Vertigo 
bietet.  

Jazz, Lesungen, Turniere, Rock 
und Kaberett

Der AStA hat in den vergangenen 
zwölf  Monaten natürlich  weit 
mehr angeboten als nur Parties. 
Es gab an sechs Terminen die 
JazzLounge mit Uniroyal. Rock-
konzerte mit Seedcake und Polis-
hed. Für Lesungen waren Martin 
Sonneborn, Gerhard Henschel, 
Wiglaf Droste und Thilo Bock zu 
Gast. Die Kabarettisten Marc-
Uwe Kling, Philipp Weber und 
die Geschwister Podewitz standen 
auf der Vertigo-Bühne. Drei Dop-
pelkopf-, drei Kicker- und zwei 
Pokerturniere boten in geselliger 
Atmosphäre eine Menge Spiel-

spaß. Nicht alle Veranstaltungen 
waren schon so gut besucht wie 
gehofft. Bei der kurzfristigen en-
ormen Ausdehnung des Kultur-
programms des AStA musste aber 
wohl damit gerechnet werden, 
dass nicht alle Konzepte sofort ein 
riesen Publikum finden würden. 
Andere Veranstaltungen waren 
durchaus ausverkauft, wie die Le-
sung mit Martin Sonneborn. Eine, 
nämlich der Auftritt von Serdar 
Somuncu, war sogar so beliebt, 
dass sie kurzfristig ins ZHG verlegt 
werden musste. Mittlerweile etab-
liert sich das Vertigo also auch 
als Ort für Veranstaltungen mit 
herausragenden Künstlern. Die 
Organisation von Veranstaltun-
gen ist durch das Vertigo so stark 
vereinfacht worden, dass nicht 
mehr der Aufwand für die Veran-
staltung selbst im Vordergrund 
steht, sondern in erster Linie der 
Aufwand für die Bewerbung.    
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Kurz berichtet

Beginn 19:30 Einlass 18:30; Filmbeginn 19:00 — Eintritt: 2 Euro (Semesterbeitrag: 50 Cent)

Mo Clubkino Di Oscar Mi Memo Do Campusfilm
14.12. Casablanca (OmU) 15.12. District 9 16.12. Public Enemies 17.12. Tatsächlich Liebe

W e i h n a c h t s p a u s e 06.01. Coraline 07.01.
Anleitung zur sexuel-
len Unzufriedenheit

11.01.
Ich habe sie geliebt 
(OmU)

12.01.
The Good, The Bad And 
The Ugly

13.01. Männerherzen 14.01. Inglourious Basterds

Die ehemalige Präsidentin des 
Bundesverfassungsgerichts Prof. 
Dr. Jutta Limbach wurde am 4. 
Dezember mit der Dorothea-
Schlözer-Medaille der Universität 
Göttingen geehrt. Damit würden 
Limbachs Verdienste um For-
schung und Wissenschaft und 
ihren besonderen Einsatz für die 
Gleichstellung von Frauen an 
Hochschulen gewürdigt. 
Jutta Limbach war von 2003 bis 
2009 Mitglied des neu gegründe-
ten Stiftungsrates und hat dadurch 
eine entscheidende Phase der 
Neuorientierung der Universität 
mitgeprägt. In diesen Jahren 
gewann auch die Gleichstellungs-
politik der Universität an Kontur 
und Bedeutung. 
Die Dorothea-Schlözer-Medaille 
wird seit 1958 auf Beschluss des 
Senats vergeben. Prof. Limbach ist 
die siebte Persönlichkeit, die mit 
der Medaille geehrt wird. Die Aus-
zeichnung erinnert an Dorothea 
Schlözer (1770 bis 1825), die 
1787 in Göttingen als erste Frau 
in Deutschland zum Doktor der 
Philosophie promoviert wurde.
Die Auszeichnung war im Rahmen 
der Universitätsrede geplant, 
musste aber aufgrund der Störer 
(siehe Seite 4) im Anschluss der 
Veranstaltung überreicht werden.

Limbach ausgezeichnet

Semesterbeginn auf 6. April vorgezogen 
– Präsidium in der Pflicht zu informieren

Entgegen ursprünglichen Plänen 
hat das Präsidium beschlossen 
den Beginn des Sommersemesters 
um eine Woche vorzuverlegen. 
Der neue offizielle Beginn ist nun 
der 6. April 2010. Dies geschah 
entgegen der ablehnenden Stel-
lungnahme des Senates. Begrün-
det wurde diese Entscheidung mit 
den Betriebsferien in Kindergärten 
im Sommer und den Schwierig-
keiten für Erziehende (Mitarbeiter 
und Studierende). Das Studieren-
denparlament hat diese Entschei-
dung in seiner Sitzung vom letzten 
Montag kritisiert. Diese kurzfristige 
Änderung wird bei Studierenden 

Am 7. Dezember fanden im Stu-
dierendenparlament die alljähr-
lichen Wahlen der studentischen 
Mitglieder für die Gremien des 
Studentenwerkes statt. Die Aufga-
ben des Studentenwerks umfassen 
die Mensa, Wohnheime und die 
Studienfinanzierung, sowie den 
kulturellen und wissenschaftlichen 
Bereich. Dem Vorstand gehören 
ab dem 1. Januar 2010 fol-
gende Mitglieder 
an: Silja-Katharina 
Haufe (ADF), Sus-
anne Peter (ADF) 
und Sascha Tietz 
(RCDS). In den 

Stiftungsrat wurden folgende 
Studierende gewählt: Betül Gül-
sen (ADF), Jan-Philipp Schütte 
(ADF), Matthias Henneke (ADF), 
Thorsten Walter (ADF) und Stefan 
Christmann (Juso-HSG). Wir 
gratulieren herzlich den neuen 
Mitgliedern und wünschen ihnen 
eine erfolgreiche und produktive 
Amtszeit im kommenden Jahr. 
Natürlich danken wir ebenfalls 

den Aktiven, die 
nun zum 31. De-
zember, zum Teil 
nach mehreren 
Jahren intensiver 
Arbeit, aufhören.

Studierende in den Gremien des Studentenwerkes 
zum Januar neu gewählt.

Agentur für Arbeit stockt auf

Die Göttinger Agentur für Arbeit 
hatte im Sommer ihre Studen-
tische Jobbörse zusammenge-
kürzt und die Arbeitsabläufe für 
die Studierenden verschlechtert 
[Wabenbeißer berichtete Nr. 81]. 
Nachdem der AStA und die ADF 
das Problem öffentlich gemacht 
hatten, gab es ein Gespräch zwi-
schen AStA und Bereichsleiter.
Auf Nachfrage der Wadenbeißer-
Redaktion wurde nun mitgeteilt, 
dass ab dem 10. Dezember die 
Studentische Jobbörse endlich 
wieder mit einer zweiten Stelle 
besetzt ist. Weiterhin wurde in 

Aussicht gestellt, dass im neuen 
Jahr auch die vor Jahren einge-
stellte Sprechzeit im Gebäude 
der Zentralmensa wieder auf-
genommen werden soll. Vor 
allem können die Studierenden 
in Zukunft sich wieder direkt bei 
den Mitarbeiterinnen der Studen-
tischen Jobbörse vorstellen. Wir 
hoffen, die Agentur für Arbeit geht 
den Weg der Stärkung dieser für 
die Studierden immer wichtiger 
werdenden Einrichtung weiterzu-
gehen. Dafür muss das Angebot 
aber auch von den Studierenden 
angenommen werden.

Nach vielen Monaten des Um-
baus und somit auch der vielen 
Einschränkungen für Besucher 
sowie Mitarbeiter scheint nun 
endlich ein Ende in Sicht. Ein 
neues Dach, ein teilweise neues 
Gebälk sowie die Renovierung 
einiger Zimmer im Oberge-
schoss sind das Ergebnis einer 
geplanten Reinigung der Regen-
rinnen im Sommer. Denn diese 
war der Ursprung der teilweise 
nicht endenwollenden Serie von 
Überraschungen, die das AStA-
Gebäude während der Arbeiten 
offenbarte.
Die Geschäftsführung sowie das 

Sekretariat sind bereits vergan-
gene Woche wieder in ihre neu 
renovierten Zimmer gezogen 
und können nun auch wieder im 
Obergeschoss den Publikums-
verkehr empfangen. Durch den 
Umzug kann somit auch wieder 
der Seminarraum im Erdgeschoss 
für seine ursprünglichen Zwecke 
genutzt werden.
Bis Weihnachten sollten dann 
auch die letzten Arbeiten abge-
schlossen werden, sodass die 
Nutzer nach den wohlverdienten 
Feiertagen voller Motivation im 
teils neuen Gebäude in das neue 
Jahr starten können.

Umbau des AStA fast abgeschlossen

Anmerkungen der Redaktion:
Trotz der hier verwendeten männ-
lichen Formen, wie z.B. ‘der Le-
ser’, sind die weiblichen Counter
parts natürlich ebenso gemeint. 
Die Redaktion hat auf den Text 
verunstaltende Konstruktionen, 
wie ‘der/die LeserIn’, ‘der/die 
Leser(in)’ oder gar ‘der Leser / die 
Leserin’, bewusst verzichtet, um 
die Lesbarkeit zu erhöhen.
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Auflage
6.000 Exemplare

Probleme mit Auslandsaufenthal-
ten, Praktika und Ähnlichem füh-
ren. Ein großes Problem ist aber 
die unzureichende Ankündigung 
dieser Maßnahme, so das auch 
Wochen nach der Entscheidung 
Studierende, Mitarbeiter und 
Einrichtugnen nicht informiert 
sind. Deshalb muss das Präsidium 
zumindest dafür Sorge tragen, 
dass in der ersten Woche keine 
Anwesendheitspflichten gültig 
sind, damit nicht noch größerer 
Schaden entsteht, falls jemand 
nun verhindert ist. Auch müssen 
die Dozenten sich auf kürzere 
Korrekturzeiten einstellen.
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Anteil der DB an den gefahrenen Kilometern

Anteil der DB am Preis des Gesamttickets

Während die Deut-
sche Bahn nur ca. 
24 % der Leistung 
erbringt, möchte sie 
ca. 57 % des Preises 
kassieren.

Zwei Urabstimmungen zum Semesterticket
Deutsche Bahn verlangt unverschämten Preis 
Parallel zu den Uni-Wahlen vom 
19. bis 22. Januar 2010 finden 
erstmals zwei Urabstimmungen 
zum Bahnsemesterticket statt. In 
der einen Abstimmung steht das 
Streckennetz von Metronom (ME) 
und Cantus zur Wahl, in der an-
deren die Strecken von Deutscher 
Bahn (DB), NordWestBahn, Euro-
bahn und Arriva. Es geht hierbei 
um den Gültigkeitszeitraum ab 
dem 1. Oktober 2010 (WiSe 
2010/11 und SoSe 2011). Ursa-
che für diese erstmals getrennte 
Abstimmung sind die irrsinnigen 
Preisvorstellungen von Deutscher 
Bahn und NordWestBahn.

Kein gemeinsames Angebot 
von DB und Metronom

Zum ersten Mal seit Bestehen 

des Semestertickets wurde der 
Studierendenschaft kein gemein-
sames Angebot von DB und ME 
vorgelegt. Diese neue Situation 
war der Auslöser, die einzelnen 
Angebote unabhängig vonein-
ander zu betrachten. Im Sommer 
2007 hat der AStA eine reprä-
sentative Umfrage zur Nutzung 
des Semestertickets durchge-
führt. Demnach entfallen 64 % 
aller mit dem Semesterticket 
gefahrenen Kilometer auf die 
Strecken des Metronoms. Unge-
fähr drei Viertel aller Semesterti-
cketnutzer steigen von Göttingen 
aus in einen Metronom-Zug, ca. 
11 % in eine Bahn von Cantus 
und nur ca. 5 % nutzen einen in 
Göttingen beginnenden Zug der 

Deutsche Bahn.

Metronom bietet fairen Preis

Die Metronom Eisenbahngesell-
schaft hat uns für ihr Streckennetz 
ein Angebot in Höhe von 19,22 
Euro pro Semester unterbreitet. 
Das Streckennetz ist zwar nicht 
besonders umfangreich, die star-
ke Nutzung gemäß der Umfrage 
zeigt jedoch, dass dies ein fairer 
Preis ist.

DB-Preis im Vergleich zur 
Leistung zu hoch

Im Gegensatz zum Metronom-
Angebot kann der Preis der DB 
nur als unverschämt bezeichnet 
werden. Ab kommendem Oktober 
würde die DB für ihre Strecken 
39,35 Euro pro Semester verlan-

gen. Das Strecken-
netz ist zwar deut-
lich länger als das 
von Metronom, 
die Nutzung der 
weiter entfernten 
Strecken ist jedoch 
so gering, dass 
nur ca. 24 % aller 
Streckenkilometer 
mit Zügen der DB 
zurückgelegt wer-
den. Nur ca. 32 % 
aller Göttinger 
Studierenden nut-

57 %

24 %

zen überhaupt jemals einen Zug 
der DB, davon viele nur wenige 
Kilometer z.B. mit der S-Bahn von 
Hannover Hbf in einen Vorort.
Die NordWestBahn hat ebenfalls 

aberwitzige Preisvorstellungen: 
Im Vergleich zum aktuellen Ticket 
soll der Preis für die Strecke von 
Holzminden nach Paderborn 
(andere wurden uns gar nicht 
erst angeboten) um ca. 180 % 
steigen.

DB unnachgiebig

Auch in ausgiebigen Verhand-
lungen, in denen der AStA der 
DB klar gemacht hat, dass das 
Angebot keinesfalls gerechtfer-
tigt ist, war die DB nicht bereit, 
den Forderungen der Studie-
rendenschaft nach einem fairen 
Preis zu entsprechen. Mehr als 
eine Preisreduktion in Höhe 
von 2,50 Euro wollte die DB 
nicht gewähren. Aufgrund der 
Umfrageergebnisse wäre je-
doch ein Preis von ca. 20 Euro 
angemessen.
Dies war für den AStA und 
das Studierendenparlament 
Grund genug, in diesem Jahr 
zwei parallele Urabstimmungen 
durchzuführen. So ist es an euch 
zu entscheiden, ob ihr das über-
teuerte Ticket der DB auch zu 
diesem Preis akzeptieren würdet 

oder ob ihr der DB klar die rote 
Karte zeigen wollt. Sollte das DB-
Ticket selbst zu diesem Preis an-
genommen werden, ist eines ganz 
klar: Weitere Preiserhöhungen 

des Tickets werden nicht lange 
auf sich warten lassen.

B e i  A b l e h n u n g  w i r d  
nachverhandelt

Für den Fall einer Ablehnung 
des DB-Tickets würden wir dann 
im Sommersemester erneut mit 
der Bahn verhandeln und hätten 
auch genügend Zeit, vor Beginn 
des neuen Ticketzeitraums ab 1. 
Oktober 2010 zu einem besse-
ren Angebot zu gelangen. Die 
endgültige Entscheidung würde 
also erst im Laufe des Sommer-
semesters fallen.

Besondere Situation für  
Eurobahn-Strecke

Eine Sonderstellung nimmt die 
Strecke der Eurobahn (Boden-
burg-Hildesheim-Elze-Hameln-
Bünde) ein: Diese Strecke ist 
bisher im Vertrag der DB enthal-
ten. Für den Fall der Ablehnung 
des DB-Tickets hat die Eurobahn 
jedoch bereits signalisiert, einen 
eigenen Vertrag mit der Studie-
rendenschaft abschließen zu wol-
len. Die Eurobahn-Strecke würde 
also auch dann nicht entfallen, 

wenn bei der Urabstimmung nur 
das Ticket von Metronom und 
Cantus eine Mehrheit und das 
DB-Ticket zu seinem jetzigen Preis 
eine Absage bekommt.


